
Blättern Sie weiter,
wenn Sie weniger
als 100’000 Franken
auf Ihrem Konto
haben.

Wir helfen Ihnen, aus Geld
mehr Geld zu machen.

Wir sind ein unabhängiger
Vermögensverwalter aus Genf.
Ihre Altersvorsorge ist unsere
Spezialität:

+41 (0)22 716 43 50
www.geneveinvest.ch/anlegen

5

Schweiz
Montag, 5. Oktober 2020

Kita In derSchweiz besucht jedes
dritte Kind im Alter von 0 bis 3
Jahren eine Kindertagesstätte.
Nachdem in den letzten Jahren
der Ausbau der Plätze vorange-
triebenwurde,wollen die Kanto-
nenunanderQualität derBetreu-
ung arbeiten. Schweizweit gibt es
rund 3200 Einrichtungen und
100’000 Betreuungsplätze. Zwi-
schen 180’000 und 200’000 Kin-
der werden in einer Kita betreut.
Die Zahlen entstammen einem
Bericht, den die Konferenz der
kantonalen Sozialdirektoren
(Sodk) gesternveröffentlichte.Er
zeige erstmals die schweizweite

Situation auf. Jetzt wollen die
Kantone prüfen, inwiefern quali-
tative Mindeststandards für die
Kitas zu einer besseren Verein-
barkeit von Beruf und Familie
und zu mehr Chancengleichheit
für die Kinder führen können.

Gemäss Bericht bezahlen die
Eltern den grössten Teil der Be-
treuungskosten–unterstütztvon
den Kantonen. In Teilen der Ro-
mandie beteiligen sich auch die
Arbeitgeber, in 13 Kantonen die
Gemeinden. Die Elternbeiträge
müssten gemäss Sodk reduziert
werden. Sie seien imVergleich zu
Europa sehr hoch. (sda)

Studie zeigt erstmals: Jedes dritte Kind
wird in einer Tagesstätte betreut

Europäische Union Nach demNein
zur Begrenzungsinitiative der
SVP ist eine Debatte um die Ret-
tungdesRahmenabkommensmit
der EU entbrannt. Der Druck der
EU sollte nicht überbewertetwer-
den, sagteHans-UlrichBigler,Di-
rektor des Gewerbeverbands, im
«SonntagsBlick».Erhält einRah-
menabkommen für nötig. Der
vorliegendeText sei jedoch nicht
mehrheitsfähig. Das betont auch
SP-Chef Christian Levrat: Die EU-
Euphorie in der SP sei verflogen.
Sollte das Abkommen scheitern,
wäre dies nicht «das Ende der
Welt», sagte er in der «NZZ am

Sonntag». Die Verhandlungen
müssten bald abgeschlossen oder
abgebrochen werden. In letzte-
remFall könnten einfachweitere
bilaterale Verträge entwickelt
werden.Laut «SonntagsZeitung»
gibt es in der Bundesverwaltung
eine Idee zurRettungdesAbkom-
mens: Die Schweiz soll die Über-
nahmevonneuemeuropäischem
Recht bei den Bilateralen akzep-
tieren. Beim Lohnschutz und der
Unionsbürgerrichtlinie soll aber
der heutige Schweizer Rechts-
standgarantiert undvordereuro-
päischenRechtsentwicklung im-
munisiert werden. (sda/red)

Das Rahmenabkommen soll mit einer
neuen Strategie gerettet werden

Stefan Häne

Blattläuse bedrohen die Zucker-
rübenernte in der Schweiz. Sie
übertragenviröse Erreger auf die
Pflanzen, die in der Folge vergil-
ben. Die Gefahr ist so akut, dass
sich die 4300 Rübenbauern hil-
fesuchend an den Bund gewandt
haben.Das Problem: Es gäbe ein
Insektizid gegen den Befall –
doch dieses ist verboten.

Soll der Bund also das Insek-
tizid Gaucho wieder zulassen
und so den Landwirten helfen?
Die pikante Fragemuss rasch ge-
klärtwerden, denn in den nächs-
ten Wochen müssen die Bauern
entscheiden, was sie im kom-
menden Jahr anbauen werden,
noch vor Weihnachten müssen
sie das Saatgut bestellen.

Der Fall hat eine politische Di-
mension: Mit der Trinkwasser-
und der Pestizidinitiative kom-
men nächstes Jahr nämlich zwei
Volksbegehren an die Urne, die
den Einsatz von Pestiziden ver-
ringern respektive ganz verbie-
ten wollen. Für die Initiativgeg-
ner zeigen die Probleme der
Zuckerrübenbauern auf, was
passieren kann,wenn die Behör-
den Pestiziden die Zulassung
entziehen.

Riesige Ertragsverluste
Konkret geht es um den Wirk-
stoff Imidacloprid. Er gehört zur
Familie der Neonicotinoiden,
den weltweit meistverbreiteten
und zugleich giftigsten Insekti-
ziden. Umweltschützer warnen
vor schädlichen Folgen etwa für
Bienen sowie für die Wasser-
qualität. In diesem Umfeld ein
verbotenes Insektizid im Frei-
land wieder zuzulassen, kommt
fürAgrarministerGuyParmelins
Fachleute einem Drahtseilakt
gleich.

Der Bund hat Imidacloprid
2019 verboten – gleich wie die
EU zuvor. Damit können die Rü-
benbauern nur noch auf einen
Wirkstoff imKampf gegen Blatt-
läuse zurückgreifen: Pirimicarb.
Doch die Population der Schäd-
linge habe sich damit kaummehr
kontrollieren lassen, klagen sie.
Der Verband der Zuckerrüben-
pflanzer (SVZ) hat deshalbMitte
SeptemberAlarm geschlagen. Er
warnt vor Ertragsverlusten von
bis zu 50 Prozent. Teile der
Deutschschweiz und die ganze
Westschweiz seien grossflächig
betroffen, Landwirte stünden
kurz davor, die Produktion auf-
geben zu müssen.

«Wir brauchen eine Übergangs-
lösung, um die Epidemie zu
stoppen», sagt SVZ-Präsident Jo-
sef Meyer. Der Bund solle Imi-
dacloprid für maximal drei Jah-
re zulassen. DemBundesamt für
Landwirtschaft (BLW) liegt ein
entsprechender Antrag vor. Die
Branche verweist auf die Situa-
tion im Ausland: Verschiedene
europäische Länder haben be-
schlossen, gewisseNeonicotinoi-
de im Sinne einer Notfallzulas-
sungwieder zu bewilligen.Noch

Mitte September hatte das BLW
an dieser Stelle klargestellt, eine
Wiederzulassung stehe «aktuell
nicht zur Diskussion». Mittler-
weile heisst es aus dem Bun-
desamt, es sei wichtig, alle Op-
tionen zu prüfen. Als Indiz für
eine baldige Wiederzulassung
will das eine Sprecherin nicht
gedeutet sehen.

Die Branche selber sieht ihre
Existenz gefährdet. Geht in der
Schweizwegen desVirusAnbau-
fläche verloren, sind die beiden

einzigen Zuckerfabriken in der
Schweiz, jene in Frauenfeld TG
und in Aarberg BE,weniger aus-
gelastet. Das bedeute, dass eine
Fabrik ihreTore schliessenmüss-
te, sagt Guido Stäger, CEO der
Schweizer Zucker AG. Und die
verbleibende Fabrik sei allein
langfristig nicht überlebensfähig.

Stäger warnt vor dem Verlust
von 250 Arbeitsplätzen. Der Zu-
ckermüsse dann importiertwer-
den. Es gebe schon genug Zucker
in Europa. «Aber in schwierigen

Zeiten schaut jedes Land für sich.
In einer Zeitwie der Corona-Kri-
se wären die Regale der Detail-
händler wohl leer.»

Der Ruf nach einer Wieder-
zulassung von Imidacloprid er-
tönt auch im Bundeshaus. SVP-
Nationalrat Pierre-André Page,
selber Rübenbauer, hat einen
Vorstoss eingereicht – in den so-
zialen Medien begleitet von teils
heftiger Kritik aus ökologischen
Kreisen.Umweltschützermonie-
ren schon lange, beim Zucker-
rübenanbau würden besonders
viele Pestizide eingesetzt.

GLP-Präsident Jürg Grossen
zeigt sich «skeptisch» gegenüber
der Forderung: «Das BLWmuss
das nach objektiven Kriterien be-
urteilen und über die Zulassung
bestimmen.» Oberstes Zielmüs-
se es sein, resistente Zuckerrü-
bensorten einzusetzen undwenn
nötig biologische Bekämpfungs-
strategien anzuwenden. Auch
Nationalrat Kilian Baumann
(Grüne) ist «sehr kritisch»: «Er-
tragsausfälle variieren von Jahr
zu Jahr ohne Insektizide.» Um
die Zuckerfabrikenmit genügend
Rüben versorgen zu können,
müssten in schlechten Jahren
halt Biorüben importiertwerden.

«Neutrales Monitoring»
Guido Stäger von Schweizer Zu-
cker entgegnet, nurwenige Pro-
zent könnten durch Rübenim-
porte kompensiert werden. Das
sei aber logistisch aufwendig
und teuer. Bei einem Ende des
Schweizer Zuckers wären alle
bisherigen Investitionen in eine
langfristig ökologischere Pro-
duktion verloren. Hierzulande
werden aktuell 10’000 Tonnen
IP-Suisse-Zucker mit deutlich
reduziertemEinsatz von Pestizi-
den hergestellt, dazu werden
heuer erstmals bis zu 1000 Ton-
nen Biozucker erwartet. Zur
Einordnung: Die Gesamtherstel-
lung in der Schweiz beläuft sich
auf circa 240’000Tonnen Zucker
pro Jahr.

Die Bedenken der Umwelt-
schützer will Stäger mit einem

neuen Vorschlag auffangen: Die
landwirtschaftliche Forschungs-
anstalt des Bundes Agroscope
soll die Wiederzulassung mit
einem «neutralen Monitoring»
begleiten und sicherstellen, dass
keine negativen Effekte auf be-
stäubende Insekten auftreten.

Doch die Bedenken bleiben.
Eine Wiederzulassung sei mit
dem Schweizer Umweltrecht
kaum vereinbar, sagt Agraröko-
nom Felix Schläpfer von der Ka-
laidos-Fachhochschule Schweiz.
Bei derAbwägung der Interessen
sei zu berücksichtigen, dass die
vomBund stark subventionierte
Schweizer Zuckerproduktion
nicht die Bedeutung habe, die ihr
immer zugesprochenwerde, sagt
Schläpfer, der auch Vorstands-
mitglied bei der Denkfabrik
Vision Landwirtschaft ist. «Wür-
den stattdessen Getreide und
Kartoffeln angebaut, wäre die
Versorgungssicherheit höher,
und der Steuerzahler wäre um
etwa 50 Millionen Franken ent-
lastet.»

Einfuhrstopp für Zucker
Gegen eine subventionierte in-
ländische Zuckerproduktion
wäre nachAnsicht Schläpfers nur
dann nichts einzuwenden,wenn
sie einigermassen nachhaltig
wäre, der heute geringe Anteil
der pestizidfreien Produktion
also stark stiege. 2019 wurden
von knapp 18’000 Hektaren An-
baufläche deren 120 nach Bio-
richtlinien bewirtschaftet. Im
Parlament gibt es denn auch
Bestrebungen, den Rübenanbau
ohne Insektizide und Fungizide
in der Schweiz besser zu unter-
stützen. Eine entsprechende Ge-
setzesrevision ist dazu in der
Vernehmlassung.

«Wegweisend» findet Schläp-
fer hingegen die zweite Forde-
rung,mit der die Branche auf die
Krise reagiert: einen Einfuhr-
stopp für Zucker, der imAusland
dank des Einsatzes hierverbote-
nerPestizide entstanden ist.Um-
stritten ist, ob das mit den Re-
geln der Welthandelsorganisa-
tion (WTO) vereinbarwäre.Auch
die Bauern plädieren für ein
Importverbot: «Sonst sind wir
in der Schweizer Landwirtschaft
chancenlos», sagt Bauernpräsi-
dent Markus Ritter. Und das
meint der CVP-Nationalrat mit
Blick auf alle eingeführten Nah-
rungsmittel: «Geht es so weiter,
wird eine Kultur nach der ande-
ren in der Schweiz nicht mehr
angebaut.»

Rübenbauern klagen über Pestizidverbot
Hilferuf an den Bund Ein Virus bedroht die Ernte der Schweizer Zuckerrübenbauern akut. Doch das Pestizid, das helfen würde,
ist verboten. Die Epidemie auf den Feldern entfacht die Kontroverse um die beiden anstehenden Anti-Pestizid-Initiativen neu.

4300 Bauern pflanzen in der Schweiz Zuckerrüben an. Wie lange noch? Foto: Julian Stratenschulte (Keystone)

Vom Virus befallene
Zuckerrübenblätter. Foto: Reuters

Nur jeder Zweite will
sich impfen lassen
Pandemiebekämpfung Die Bereit-
schaft, sich gegen das Coronavi-
rus impfen zu lassen, ist in der
Schweiz klein. Das hat eine re-
präsentative Umfrage vonTame-
dia ergeben. Demnach würden
sich nur gerade 54 Prozent gegen
das Virus impfen lassen. Das ist
zuwenig, um eineHerdenimmu-
nität entstehen zu lassen.Manu-
el Battegay, Mitglied der Covid-
Taskforce des Bundes, forderte
daher in der «SonntagsZeitung»
eine Aufklärungskampagne.
Durch transparente Information
lasse sich die Impfbereitschaft
erhöhen. (sda)

Ein Genfer will Michael
Lauber beerben
Posten des Bundesanwalts Die Kan-
didaten für die Nachfolge des
in Ungnade gefallenen Bundes-
anwalts Michael Lauber hatten
bis zum 2. Oktober Zeit, sich
zu melden. Nun hat der Gen-
fer Generalstaatsanwalt Olivier
Jornot seine Kandidatur be-
kanntgegeben. «Ich bestätige,
dass ich meinen Antrag einge-
reicht habe», sagt er zu «Le
Temps». Zwei weitere Anwärter
– die ehemalige stellvertretende
BundesanwältinMaria-Antonel-
la Bino und Staatsanwalt Yves
Bertossa – wollen nicht kan-
didieren. (ij)
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